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In der Ausgabe der Westdeutschen Allgemeinen 
Zeitung (WAZ) vom 06.05.2024 wird in einem 
Presseartikel unter dem Titel „Übernehmen Öko-
Lobbyisten?“ über die Personalpolitik im Ministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 
(MUNV) berichtet. Laut Schilderung wurde das 
Verfahren um die Besetzung einer neu einzurich-
tenden Gruppeleiterstelle für Radverkehr und 
Verkehrssicherheit (Besoldung B 4) durch das 
Verwaltungsgericht Düsseldorf Ende 2023 unter-
sagt.  
 
Der vorgesehene Kandidat sollte demnach ohne 
Vorlage eines Arbeitszeugnisses für die Stelle 
eingestellt werden. Stattdessen wurde nur ein 
Empfehlungsschreiben eines ehemaligen Arbeit-
gebers vorgelegt, der aber schon seit mehreren 
Jahren nicht in einem dienstlichen Verhältnis zum 
Kandidaten Stand. Das Verwaltungsgericht Düs-
seldorf kritisierte dieses Verfahren und stellte laut 
Presseartikel auch die Eignung des Kandidaten 
in Frage und bemängelte Intransparenz bei der 
Dokumentation des Bewerbungsverfahrens. 
 
Das geschilderte Bewerbungsverfahren wird so-
mit nach Urteil des Verwaltungsgerichts Düssel-
dorf nicht den Ansprüchen gerecht und stellt die 
Personalpolitik der Landesregierung in ein zwei-
felhaftes Licht. 
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In diesem Zusammenhang frage ich die Landes-
regierung: 
 
Inwieweit entspricht das beschriebene Be-
werbungsverfahren innerhalb des MUNV den 
grundgesetzlichen Standards? 
 
Welche Konsequenzen zieht das MUNV für 
künftige Besetzungsverfahren von Stellen in 
der eigenen Zuständigkeit, nachdem das Ver-
waltungsgericht Düsseldorf die Praxis im ge-
schilderten Fall aus mehreren Gründen unter-
sagt hat? 
 

 
 
 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums der Finanzen 
 
46 Abgeordneter 

Ralf Witzel   FDP 
Ungeklärte Rechts- und Verfahrensfragen zur 
angekündigten Einführung von gesplitteten 
Hebesätzen bei der Grundsteuer in Nord-
rhein-Westfalen – Wie geht der Finanzminis-
ter mit den nachvollziehbaren rechtlichen und 
faktischen Bedenken der Kommunen im wei-
ter vorherrschenden Grundsteuerchaos um? 
 
Am 13. März 2024 titelte die Rheinische Post 
„NRW-Finanzminister bessert Grundsteuer 
nach“. In diesem Artikel räumt Finanzminister Dr. 
Marcus Optendrenk ein, dass es mit der Anwen-
dung des Scholz-Modells in seiner jetzigen Form 
„in manchen Kommunen zu einer Belastungsver-
schiebung gekommen wäre – also zugunsten der 
Gewerbeimmobilien und zulasten von Einfamili-
enhäusern.“ Der Finanzminister spricht sich dafür 
aus, den Kommunen die Möglichkeit gesplitteter 
Hebesätze – je nach Grundstücksart – bei der 
Grundsteuer B zu eröffnen. Nach Auffassung des 
Finanzministers solle diese gesetzliche Anpas-
sung auf Bundesebene vorgenommen werden. 
Falls dies nicht klappen sollte, „würden wir als 
Land von unseren Möglichkeiten Gebrauch ma-
chen und eine entsprechende Regelung eigen-
ständig umsetzen“, so Dr. Optendrenk.  
 
Eine landesweite und flächendeckende Lösung 
über die Anpassung der Steuermesszahlen, wie 
es die FDP-Landtagsfraktion in ihrem Antrag (LT-
DS 18/7760) fordert, hält der Finanzminister of-
fenbar nicht für geeignet. 
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Bundesfinanzminister Christian Lindner lehnte 
eine Regelung auf Bundesebene erwartungsge-
mäß zeitnah ab, wie der dpa-Meldung „Trotz Län-
derkritik: Bund will Grundsteuer-Gesetz nicht än-
dern“ vom 9. April 2024 zu entnehmen ist, und 
verweist auf die seit Jahren bestehende Länder-
öffnungsklausel zur Verabschiedung von Grund-
steuermodellen, um vom Scholz-Modell und den 
damit verbundenen Problemen abzuweichen. 
 
Die nordrhein-westfälischen Kommunalverbände 
positionierten sich umgehend und eindeutig ge-
gen die Einführung eines differenzierten ge-
meindlichen Hebesatzrechts. So äußerte sich im 
Internetauftritt www.kommunen.nrw der Haupt-
geschäftsführer des Städte- und Gemeinde-
bunds am 14. März 2024 in der Presseinforma-
tion „Kommunen sollen für Versäumnisse des 
Landes geradestehen" so: 
 
„Aus mehreren Gründen wird es für die Städte 
und Gemeinden mehr als schwierig, die Pläne 
des Landes umzusetzen. Ihnen läuft die Zeit da-
von. Es bleiben nur noch wenige Monate, um die 
komplexe IT für die Neu-Berechnung umzustel-
len. Ob die Zeit reicht, ist fraglich: Die Kommunen 
sind darauf angewiesen, dass die Software-Her-
steller rechtzeitig liefern können.“ 
 
Darüber hinaus sei nicht ansatzweise klar, wie 
eine gesetzliche Grundlage für das Handeln der 
Kommunen aussehen soll. An diesem Umstand 
hat sich auch Anfang Mai 2024 nichts geändert. 
Die Landesregierung hat ihrerseits nach aktuel-
lem Kenntnisstand noch gar keinen Referenten-
entwurf für eine Abweichung im Grundsteuer-
recht im Kabinett beschlossen. 
 
Aber auch einen drohenden Flickenteppich zwi-
schen Nachbarkommunen will der Städtetag aus-
drücklich nicht. Im WAZ-Artikel vom 10. Mai 2024 
„Landesregierung will Konflikt in die Städte tra-
gen, Städtetag erteilt Plänen von Finanzminister 
Optendrenk klare Absage“ wird die erneute und 
noch ganz aktuelle Ablehnung des Städtetags 
gegen die Pläne des Finanzministers bestätigt, 
die auch bei dessen Mitgliederversammlung am 
7. und 8. Mai 2024 in Neuss deutlich geworden 
ist. 
 
 
 

http://www.kommunen.nrwr/
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Im Rahmen der Sachverständigenanhörung zum 
Antrag der FDP-Landtagsfraktion (LT-DS 
18/7760) wurden diese und weitere Kritikpunkte 
der Städte und Gemeinden an der Einführung ge-
splitteter Hebesätze sowohl in schriftlicher Form 
als auch während der Präsenzanhörung am 16. 
April 2024 mündlich vorgetragen. So schreibt bei-
spielsweise die Arbeitsgemeinschaft der Kom-
munalen Spitzenverbände (Stellungnahme 
18/1369), dass ein differenziertes Hebesatzrecht 
mit „erheblichen verfassungsrechtlichen Risiken“ 
verbunden wäre. Die Spitzenverbände stellen die 
berechtigte Frage, „ob Entscheidungen über die 
Privilegierung des Wohnens und über die (gleich-
heits-)rechtlichen Grenzen von Belastungsver-
schiebungen nicht richtigerweise auf der Ebene 
des Gesetzgebers zu belassen und landesein-
heitlich zu treffen sind.“ 
 
Darüber hinaus sei ungeklärt, ob differenzierte 
Hebesätze für Wohngrundstücke und Nicht-
Wohngrundstücke in Bezug auf die Grundstücks-
art der gemischt genutzten Grundstücke unter 
Gesichtspunkten der Gleichheitsgerechtigkeit 
vertretbar wären. Denn gemischt genutzte 
Grundstücke unterlägen denselben Hebesätzen 
wie die Nicht-Wohngrundstücke, obwohl diese 
zumindest anteilig zu Wohnzwecken dienen. 
 
Auch maßgebliche Rechtskommentare für das 
Grundsteuerrecht bezweifeln oder verneinen die 
Zulässigkeit derartiger gesplitteter Hebesätze auf 
kommunaler Ebene. 
 
Die Verbände befürchten zurecht eine weiter zu-
nehmende Widerspruchs- und Klagewelle. We-
gen der örtlich unterschiedlich ausgestalteten 
Hebesatzregelungen wären diese ferner kaum im 
Rahmen von Musterverfahren zu kanalisieren. 
Damit würde ein enormes rechtliches Risiko für 
einen unverzichtbaren Teil der kommunalen Ein-
nahmen einhergehen. Den Kommunalen Spit-
zenverbänden ist nicht bekannt, ob das Land ein 
unabhängiges verfassungsrechtliches Gutachten 
zu diesen Fragen eingeholt hat. 
 
Völlig unverständlich bleibt die Frage, warum die 
Landesregierung ihrerseits schon seit langer Zeit 
die im wertbasierten Scholz-Modell begründeten 
Nachteile kennt, aber bis zum heutigen Tag keine 
eigenen Anstrengungen zur Problemlösung auf 
den Weg gebracht hat. 
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Mit Hinweis auf die Zeitschiene hat der amtie-
rende Finanzminister bereits im Jahr 2022 jegli-
che Änderung am Scholz-Modell abgelehnt, da 
die Zeit für Kommunen angeblich nicht mehr aus-
reichend sei, sich darauf einzustellen. Aktuell 
scheinen ihn diese Zeitprobleme bei angedach-
ten, aber noch längst nicht umgesetzten Ände-
rungen im Jahr 2024 nicht mehr zu stören.  
 
Auch die Bekanntgabe der aufkommensneutra-
len Hebesätze, die der Finanzminister bereits am 
28. Februar 2024 gegenüber den Kommunalen 
Spitzenverbänden für „Anfang Mai 2024“ zuge-
sagt hat, liegt bis jetzt nicht vor. Im Wortlaut heißt 
es in der Präsentation des Finanzministers auf S. 
8: „Die Daten werden Anfang Mai 2024 für alle 
Kommunen in NRW bereitgestellt. Die Daten soll-
ten zeitnah in der Kommune verarbeitet werden.“ 
Letzteres ist sachlogisch nicht möglich, solange 
die Daten weiter auf sich warten lassen. 
 
Das Land Sachsen, das wie Nordrhein-Westfalen 
grundsätzlich auch das Scholz-Modell umsetzt, 
hat seine Hebesatzprognose für die Kommunen 
längst für jedermann transparent im Internet ver-
öffentlicht (https://www.smf.sachsen.de/hebe-
satzprognose-2025.html). 
 
Der Finanzminister sollte dem Landtag gegen-
über ausführlich darlegen, wie genau die Kom-
munen in unserem Land mit den rechtlichen Fra-
gezeichen und dem administrativen Chaos weiter 
umgehen sollen und welche Maßnahmen er 
selbst wann zur Situationsverbesserung zu er-
greifen gedenkt.  
 
Wie geht der Finanzminister mit den nachvoll-
ziehbaren rechtlichen und faktischen Beden-
ken der Kommunen im weiter vorherrschen-
den Grundsteuerchaos um? 
 

 


